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Gössi gegen
Einerkandidatur

Bundesratswahl FDP-Parteiprä-
sidentinPetraGössi schliesst eine
Einerkandidatur fürdieNachfol-
ge Didier Burkhalters aus. Ihre
Partei habe dem Parlament im-
mereineAuswahl gegeben, sagte
sie der NZZ. Das werde auch bei
dieser Neubesetzung nicht an-
ders sein. Gössi verlangte von
denanderenParteien, sichandas
Ticket zu halten. So habe es bei
früherenVakanzenauchdieFDP
jeweils getan. Entscheiden über
das Ticket werde am 1. Septem-
berdieFraktion, sagtediePartei-
präsidentin.

Diese Aussage richtete sich
gegen die Forderungen von SP
undGLPnach einer neuen FDP-
Bundesrätin. SP-PräsidentLevrat
hatte den Freisinnigen nahege-
legt, zwei Frauenzunominieren.
Auch der als neuer GLP-Präsi-
dent nominierte Jürg Grossen
möchte lieber eine zusätzliche
Frau als einen Tessiner. An die
Adresse der SVP hielt Gössi fest,
dass esumdieWahl einerVertre-
terin oder eines Vertreters der
FDPgehe.«DiesePerson soll für
unsere liberalen Positionen im
Bundesrat kämpfen, das heisst
fürmehrArbeitsplätze, für sicher
finanzierte Sozialwerke und für
denErhalt derbilateralenVerträ-
ge.» SVP-Parteipräsident Albert
Rösti hatte ineinemInterviewei-
nen FDP-Aussenminister gefor-
dert, der sichgegeneinRahmen-
abkommenmit der EU stelle.

Einziger bereits vorgeschla-
gener Kandidat ist der als Kron-
favorit gehandelte Tessiner Na-
tionalrat IgnazioCassis. InWest-
schweizer Kantonen sind noch
keine Entscheide gefallen. (sda)

Mauscheleien beimWaffenexport
KriegsmaterialTrotz Ausfuhrverbot sind im Jahr 2009Waffen aus der Schweiz nachKasachstan

gelangt. Der Fall beschäftigt die Justiz seit dreieinhalb Jahren, wobei niemand eine gute Fallemacht.

Balz Bruppacher

VonderwirtschaftlichenBedeu-
tungher eignet sichder Fall nicht
für einen Skandal: Es geht um
die Lieferung von6Scharfschüt-
zengewehren und 18Granatwer-
fern samt Zubehör – ein Ge-
schäft,mit demdieWaffenfirma
im Berner Oberland einen Ge-
winn von 30000Franken erziel-
te. Auch die Strafe, mit der die
Bundesanwaltschaft (BA) den
Fall im Dezember 2014 per
Strafbefehl abschliessen wollte,
lässt nicht aufhorchen.DerWaf-
fenhändler sollte mit 3000
Franken gebüsstwerden,weil er
dem Staatssekretariat für Wirt-
schaft (Seco) falsche Angaben
über das definitive Bestim-
mungsland der Waffenausfuhr
gemacht habe, nämlichNeusee-
land statt Kasachstan.

Dass die vermeintlicheBaga-
telle dennoch für Aufsehen er-
regt, hängtmit denEinzelheiten
zusammen, die imLaufeder seit
Januar 2014 andauernden juris-
tischenAuseinandersetzung ans
Licht kamen. Neben dem Waf-
fenhändler geht es auch um die
Bewilligungspraxis des Seco bei
Waffenausfuhren. Ein Einzel-
richter am Bundesstrafgericht
verfügtenämlich, dieBundesan-
waltschaft solle ein Strafverfah-
ren gegen jenen Seco-Mitarbei-
ter prüfen, der 2009dieWaffen-
ausfuhr bewilligt hatte.Undzwar
wegenMittäterschaft zurWider-

handlunggegendasKriegsmate-
rialgesetz.

Seco-Mitarbeiter
internentlastet

Noch ist es nicht so weit. Denn
die im vergangenen März erlas-
sene, aber erst jetzt veröffentlich-
teVerfügung ist vombetroffenen
Waffenhändler beim Bundesge-
richt angefochten worden. Das
Seco kam in einer am 10. Juli ab-
geschlossenenDisziplinarunter-
suchung zumSchluss, der betrof-
feneMitarbeiter habe sich keine
Verletzung der arbeitsrechtli-
chenPflichten zuSchuldenkom-
men lassen.Durchgeführtwurde
dieUntersuchungvoneinemAn-
walt aus dem Rechtsdienst des
Seco. Er habe die involvierten
Personennicht gekannt, erklärte
das Seco auf Anfrage unserer
Zeitung. Eine disziplinarrechtli-
cheVerantwortungdesMitarbei-
ters wäre ohnehin bereits 2012
verjährt.

BeidenVorwürfengehtesum
die Vernachlässigung von Kont-
rollpflichten und um Willkür.
Hintergrund ist der Umstand,
dass das Seco im Juli 2008 ein
Gesuch des gleichen Waffen-
händlers für den Export von
6 Scharfschützengewehren und
18 Granatwerfern an eine Anti-
Terror-Einheit inKasachstanab-
gelehnt hatte. Und zwar wegen
der unbefriedigenden Men-
schenrechtssituation und wegen
schwerwiegender Verdachtsmo-

mentegegendieAnti-Terror-Ein-
heit. Gut ein Jahr später stellte
der Waffenhändler ein Ausfuhr-
gesuch fürdiegleichenWaffenan
eine Firma in Neuseeland. Mit
Dokumenten, die bestätigten,
dass dieWare für die neuseelän-
discheFirmaselberbestimmt sei
unddasskeinWiederexport ohne
Bewilligung der neuseeländi-
schen Behörden erfolgenwerde.
Das Seco bewilligte das Gesuch
imAugust 2009.Unbestritten ist,
dass dieWaredennochvonNeu-
seelandnachKasachstangelang-

te. Der Waffenhändler und sein
VerteidigerwerfendemSecovor,
eshabebei derErteilungvonBe-
willigungen wiederholt wegge-
schaut und Gesuche bewilligt,
obwohldasMaterial zumEndver-
brauch in einem anderen Land
vorgesehen gewesen sei als im
angegebenendefinitivenBestim-
mungsland. Der zuständigeMit-
arbeiter habe bei Exporten von
Hand- und Faustfeuerwaffen
unter 50Stückgewohnheitsmäs-
sig Durchfuhren erteilt, auch in
Embargoländer wie Kasachstan.
«Beim Seco ist Kasachstan wie
würfeln. Manchmal wird es be-
willigt und manchmal nicht»,
sagte der Waffenhändler. Den
Gerichtsakten ist zu entnehmen,
dass sich der Seco-Mitarbeiter
undderWaffenhändler gut kann-
ten im Vorfeld der Bewilligung
undperDuverkehrten.«Eineauf
diese Weise vertraut gehaltene,
von der Sache her unnötige per-
sönlicheKorrespondenz ineinem
derart brisanten Geschäftsbe-
reichwiedemWaffenexport lässt
tief blicken», erklärte das Bun-
desstrafgericht.

Gesuchegehenkünftigüber
TischdesChefs

Auf die Folgen der Verfügung
des Bundesstrafgerichts ange-
sprochen, erwähnte das Seco,
dass alle Gesuche der betroffe-
nenWaffenfirmadurch denRes-
sortleiter im Seco freigegeben
werdenmüssten.Wegendes lau-

fenden Verfahrens behandle der
vonderDisziplinaruntersuchung
betroffene Mitarbeiter zudem
vorderhand keine Gesuche der
Firma mehr. Gemäss Seco wur-
den die Kontrollen überdies seit
drei Jahren sukzessiveverbessert
und ausgebaut. Unter anderem
gelte mindestens das Vier-Au-
gen-Prinzip.

Der Waffenhändler und sein
Verteidiger versuchten vergeb-
lich, mit Ausstandbegehren
gegen den Einzelrichter undmit
dem Rückzug der Beschwerde
gegen den Strafbefehl die Ge-
richtsverhandlung vom vergan-
genenMärz inBellinzona zuver-
hindern.Es sei kein fairesVerfah-
ren mehr zu erwarten gewesen,
erklärte der Verteidiger auf An-
frage.DassdieVerhandlungden-
noch stattfand, sei «einzig an-
handderDynamikderBeziehun-
gen zwischen Richter und den
involvierten Personen zu verste-
hen.»

Zur Rolle der Bundesan-
waltschaft gibt es insofernFrage-
zeichen, als die beiden nachein-
ander mit dem Fall betrauten
Staatsanwälte dem Verteidiger
ursprünglicheineEinstellungdes
Verfahrens in Aussicht gestellt
haben sollen. Dies sagt zumin-
dest der Verteidiger.

Verfügung SK.2016.20 der
Strafkammer des Bundesstraf-
gerichts vom 3.3.17 (noch nicht
rechtskräftig)

«BeimSeco ist
Kasachstan
wiewürfeln.
Manchmal
wirddas
Gesuch
bewilligtund
manchmal
nicht.»

VerurteilterWaffenhändler

Steilhang-Heuen am Stanserhorn

ZweiNationalräte inder«geschütztenWerkstatt»
DieSteigeisen sindmontiert,
dieRechen gefasst, die Arbeits-
kleidung sitzt: Den ganzen
Sonntagnachmittag kraxeln die
Nationalräte ThomasWeibel
(Grünliberale, ZH) und Peter
Keller (SVP,NW) durch einen
Planggen, einen unglaublich
steilenHang unterhalb des
Stanserhorns. AlsHandlanger
der Bauernfamilie Beat Gut aus
WiesenbergNWversuchen sich
die eidgenössischen Parlamen-
tarier als Extremheuer. Am
Abendwerden drei TonnenHeu
200Meter nach unten beför-
dert sein, bereit zumAbtrans-
port für denHelikopter.

Weshalb ertüchtigen sich
Weibel undKeller gemein-
sam in einemKrachen, der für
das ViehwegenAbsturzgefahr
tabu ist? AmUrsprung des
speziellen Einsatzes steht die
Spardebatte in der letzten
Wintersession.Weibel bezeich-
net die Landwirtschaft als
«geschützteWerkstatt», die
einen Beitrag zu einem ausge-
glichenen Budget zu leisten
habe. Keller kontertWeibels
Votummit der Einladung, die
Planggen beim Stanserhorn zu
heuen und danach dasUrteil
von der «geschütztenWerk-
statt» zu revidieren.

WeibelhältWort, erscheint
zumFreiwilligendienst inder
Zentralschweiz.Der 63-jährige
Grünliberale ausHorgen ist ein
begeisterter Bergwanderer und
half schon früher Kollegen in
Graubünden beimHeuen in

abschüssigen Zonen. Als Forst-
ingenieur planteWeibel zum
Beispiel Schutzvorrichtungen
zur Abwehr vonNaturgefahren,
sammelte also Erfahrung in
unwegsamemGelände. Den-
noch beschleicht ihn einmulmi-
gesGefühl. Hat er sich zuweit
aus demFenster gelehnt, steht
er das körperlich durch?Unge-
fährlich ist das schweisstreiben-
de Planggen-Heuen nicht,
immerwieder stürzenMen-
schen dabei zu Tode. Am
Abend, nach verrichteter Arbeit,
zeigt sichWeibel erleichtert.
«Eswar ein Plausch», sagt er.
«Tipptopp» habeWeibel das
gemacht, sagt Beat Gut. «Ich
hoffe, dassWeibel undKeller in
der Landwirtschaftspolitik so
gut zusammenarbeitenwie
beimPlanggen-Heuen», er-
gänzt der ehemaligeNidwald-
ner CVP-Landrat.

«Weibel hatCharakter ge-
zeigt und ist derEinladung
gefolgt»,meint Keller. Jetzt sei
noch offen, ob er auchEinsicht
zeige, was die Schweizer Land-
wirtschaft alles leiste unddass
dies nicht umsonst zu haben sei.
Zumindest die Planggen-Heuer
willWeibel von Sparübungen
verschonen. Er habe selber
gesehen,was für einenBeitrag
zur Biodiversität sie leisteten. In
Bezug auf die Preisbildung und
denHandelmit landwirtschaft-
lichenProdukten bleibt der
Bauernstand fürWeibel aber –
eine «geschützteWerkstatt».

Kari KälinZwei politische Extremheuer: ThomasWeibel mit Mütze (GLP) und Peter Keller (SVP). Bild: Corinne Glanzmann (Stans, 16. Juli 2017)


